SATZUNG

Uber die Anderung des Bebauungsplans
nRu‘pp.! chn
der Stadt Ettlingen

Nach §§ 10, 13 Abs. I des Baugesetzbuchs (BauGB) in der Fassung der Bekannt-
machung vom 8. Dez. 1986 (BGB1 I S. 2253) zuletzt gedndert durch Art. 21 § 5
des Steuerreformgesetzes 1990 vom 25.07.1988 (BGB1 I S. 1093), § 73 Abs. I,
V1 der Landesbauordnung fiir Baden-Wiirttemberg in der Fassung vom 28.Nov.1983
(GB1. §. 770, ber. Gb1.1984 S. 519) zuletzt gedndert durch Art. & des Geset-
zes zur Anderung des Wassergesetzes vom 22.Feb.1988 (GB1. S. 54) i.v.m. § 4
der Gemeindeordnung filir Baden-Wiirttemberg in der Fassung vom 3.0kt.1983
(GB1. S. 578, ber. S. 720) zuletzt gedndert durch das Gesetz zur Anderung
kommunalrechtlicher Vorschriften vom 18.Marz 1987 (GB1. S. 161) hat der
Gemeinderat der Stadt Ettlingen am 24.04.1991 die Anderung des Bebauungs-
plans "Rippich", der am 17.11.1970 genehmigt worden ist, als Satzung be-
schlossen,

§1

Gegenstand der Anderung

Gegenstand der Anderung ist § 4 Ziff. 2 der am 17.11.1870 vom Landratsamt
Karlsruhe genehmigten Vorschriften des Bebauungsplans.

§ 2

Inhalt der Anderung

§ 4 Ziff. 2 der in § 1 genannten Vorschrift wird aufgehoben und erhdlt statt-
dessen folgende Fassung:

Fir Dachaufbauten gilt:

a) Bei Dachneigungen {iber 30° sind Dachaufbauten zuldssig.
Sie dirfen die Grundform der Dacher nicht verunstaltend verdndern und
missen mit der jeweiligen Gebaudeansicht harmonieren.

b) Als Dachaufbauten sind Einzelgaupen oder Zwerchhduser zuldssig.

c) Zwerchhduser dirfen 1/3 der Traufldnge nicht (iberschreiten.

d) Bei Dachgaupen ist das obere Drittel des Daches freizuhalten.

e) Einzelgaupen dirfen eine max. Ansichtsfiache von 4,0 gm und eine max.
Breite von 3,0 m haben.
Die Lange aller Einzelgaupen darf 1/2 der Gebdudeldnge nicht
Uberschreiten.

f) Gaupen missen zur Giebelwand einen Abstand von mindestens 1,5 m
einhalten.

g) Zwischen den Einzelgaupen ist ein Abstand von mindestens 0,75 m
einzuhalten.

§ 3



% B

Ordnungswidrigkeiten

Ordnungswidrig 1.S. des § 74 Abs. II Ziff. 2 LBO BW handelt, wer den auf-
grund von § 9 Abs. IV BauGB i.v.m. § 73 Abs. I Ziff. 1 LBO BW ergangenen
Bestandteilen dieser Satzung vorsatzlich oder fahrldssig zuwiderhandelt.

§ 4

Inkrafttreten

Diese Satzung tritt am Tag nach ihrer Bekanntmachung in Kraft.

Ettlingen, dep 20. Mai 1992

Jogef Of Li;

le
Oferbir meister

Planungsamt Ettlingen, 30. Juli 1992
61/L6/Si

BEURKUNDUNG

Die Satzung (ber die Anderung des Bebauungsplanes "Rippich" wurde im Amts-

blatt der Stadt Ettlingen am 30.07.1992 ortsiiblich bekanntgemacht. Die Sat-
zung ist damit am Tag der 6ffentlichen Bekanntmachung (30.07.1992) in Kraft
getreten.

—

Loffler



Ie/We/RB Ettlingen, 7. November

Birgermeisteramt

Bebauungsplan "Rippich” im Stadtteil Spessart
Anderung des Planes nach § 13 BBauG (verein-
fachte Anderung) ' :

Der mit GemeinderatsheschluB vom 28. Juli 1970 als
Satzung beschlossene und vom Landratsamt Karlsruhe
am 17. November 13970 genehmigte Bebauungsplan "Ce-
wann Rilppich” soll im AnschluB an die bestshende
Bebauung an der Ostseite der verlingerten Weber-
straBe geringfiigig gedndert werden.

Es wird vorgeschlagen die dort zwingend vorgeschrie-
bene eingeschossige Hanghauweisa fiir die Grundstiicke
Lgb.Nr. 1590/1 und 1592/2 dahingehend zu fndern, daB
die eingeschossige Bauweise zugunsten der in beilie-
gender Anlage vom 17. Juli 1972 zeichnerisch darge-

stellten 2-geschossigen Bauweise aufgehoben wird.

NDie bisher giiltigen Nutzungen fiir die beiden Grund-
stiicke sind aufzuheben und wie folgt neu festzusst-
zen.

Reines Wohngebiet (WR), 2 geschossige offene
Bauweise

Grundflidchenzahl GFZ = 0,3

1972

Um fiir das Grundstiick Lgh.Nr. 1578/6 eine hihere Ober-
bauung zu erreichen, wurde die siidliche Baugrenze ent-

sprechend den Eintragungen im Bebauungsplan gedndert.
Die bisher giiltigen schriftlichen Festsetzungen, ins-

besondere § 2 {iber Art der baulichen Nutzung der Sat-
zung vom 28. Juli 1970 bleiben hiervon unberihrt.

-2-
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Es wird gebeten durch GemeinderatsbeschluB die Ande-
rung des Bebauungsplanes "Gewann Riippich” herbeizu-
fihren:

1. Der Gemeinderat beauftragt die Verwaltung die
Enderung des Bebauungsplanes "GCewann Riippich”
vorzunehmen und entsprechend § 13 B8BauC (ver-
einfachte Anderung des Bebauungsplanes) die
Enderung durchzufiihren.

2. Der Gemeinderat stimmt den zeichnerischen und
schriftlichen Festsetzungen des gednderten Be-
bauungsplanes "Gewann Rippich” zu und beauf-
tragt die Verwaltung das weitere Verfahren
nach BBauG durchzufiihren.

3. Der Gemeinderat beschlieBt die Anderung der
Satzung fiir den Oebauungsplan Gewann "Rippich”

§ 1

Der vom Landratsamt Karlsruhe am 17. November
1970 als Satzung genehmigte Bebauungsplan Ge-
wann “Rippich” wird wie folpt gedndert:

Die zeichnerischen Festsetzungen des Bebauungs-
planes insbesondere deée zwingend vorgeschrie-
benen eingeschossigew Bauweise fir die CGrund-
sticke Lgb.Nr. 1590/1 und 153%2/2 wird zugunsten
der in beilisgender Anlage vom 17. Juli 1972 dar-
gestellten zweigeschossigen Bauweise aufgehoben.

Fiir das Grundstick Lgb.Nr. 1578/6 werden die Bau-
linien und Baugrenzen entsprechend den Eintra-

gungen im Bebauungsplan vom gedndert.
§ 2
Diese Satzung tritt gemdB § 12 Bundeshaugesetz
in Kraft.
Anlage Planungsamt
ebauungsplan

M. 1 : 1000

Begriindung,
Satzung /
4



QOemeinde Spessext
Landkreis Karlaruhe

SATZUNG
e Ty 2 T e B g
iber den Bebawungsplan der Gemeinde Spessart fiir den AnschluB
Bereich "Wfippich”.
Mufgrund des § 10 Bundesbangesets vom 23.6.1960 (BGBI. I S. 341)
in Verbindung mit § 4 der Gemeindeordmung fir Baden-Wirttemberg
vom 25. 7.1955 (Ges. Bl. S. 129) sowie § 111 der Landesbeuordmung
flir Baden-Wiirttemberg von 6.4.1964 (Ges. Bl. S. 151) hat der Ge-
meinderat von Spessert in seinmer Sitsung vom 35s.5914..1970...
den fiir den Anschlulibereich "Riippich" aufgestellten Bebauungsplan
als Satsung beschlossen. '

§ 1
Art der benlichen Nutsung

Jber ein Teilgebiet von Spessart wird fiir das Gewann "Rppich™ am
AngehluB an die bestchende Weberstrale ein Bebanungsplen, nach Nafi-
gebe dor ale Bestandteil der Satsung beiliegenden PlEnen, sufgeetellt.
Die Abgrensung des Plamngsgebietes ergibt sioch aus der Kennseich-

nung im Bebauwungsplen.
Das Baugebiet wird neoh § 3 Bau-NVO vom 26.6.62 als Reines Wohn-

gobiet, entsprechend dem Fintragungen im Bebamungsplan, festgelegt.

§ 2
MaB der banlichen Futzung

Als MaB der baulichen Nutsung werden sugelassen ( § 17 Bau-NVO):

Bei eingeschossiger Beuwsise - Grundflfchensahl (GRZ) 0,3
GeschoOfl&chenzahl 0,5,
(vgl. Eintragungen im Bebauungsplen)

bei sweigeschossiger Bauweise Grundfliochensahl (GRZ) 0,3
GoschodflHchensshl 0,8
(vgl. Eintragungen im Bebauungsplan)

Fir die GoachoBsehl eind die Wintragungsn im Bebauungsplan meBgebend.



§ 3
Beuweise

Im gesamten Gebiet des Bebauungsplanes ist die offene Bauweise
nach § 22 Bau-NVO vorgeschrieben. Ps eind Einselhiuser und Hane-
gruppen vorgesehen.

Pir die Firgtriohtung eind die Angaben im Bebsuungsplan maBge—
bend.

§ 4
Gestaltung der baulichen Anlagen

Plir die Gestaltung der Bauten ist die LBO mit nachstehenden Frgin-
sungen mafgebend:
1.) Die Gebiude ®ind mit SatteldHoher mu versehen. Die Dachneigung
vird fir eingeschoseige Wohngebiude auf 30° - 35°,
fir sweigeechossige Wohngebiude auf 25° - 30°
festgelegt.

2.) Dachaufveuten eind nicht auuttot-|siehe Anderungssatzung 20.05.1992 ! |

3.) Ein Kniestock ist bei eingeschossigen WohngebSuden bis zu einer

HShe von 0,50 m und bei sweigeschossigen Wohngebd&udsn bie mu O,

Wn

sulBswig. Als Dachhaut ist dunkles engobiertes Material su verwen-

den. Die Sockelhlhe darf, gemessen in der Mitte des Gebiude ad

Stras~

senhdhe, nach den Angaben in den StraSenlingen—- und Querschnitten

folgende MaSe nicht lberschreiten:

Strate E - C (Querschnitt I - I) Bergeeite  +
Talgeite +
StraBe B - C (Querschnitt II - II) Wostmeite +
StraBe A - B (Querschnitt III - III) Bergmeite  +
Talseite &
StraSe ™ - 0 (Qmerschnitt III - III) Bergseite  +

1,00 m
0,50 m
9,00 m

1,00 m
0,50 m

1,00 m

4.) Die straBen— und rlickseitigen SockelhShen, besogen auf die Gelinde~
planierung, dirfen das Maf 1,00 m freie Hbhe nicht iiberschreiten.
5.) Soweit nioht im Bebauungsplan angegeben, diirfen die Gebiudelinge—

seiten h8chastens betragen:
bei eingeschoesiger Bauwweise 15 m
bei sweigeschossiger Bauweise 15 nm.


pl10
Textfeld
siehe Änderungssatzung 20.05.1992 !



6.)

T.)

2.)

3.)

Alg

-3~

Die EShe des Schnittpunktes von AuSlenwand und Sparremunterkante, ge-

messen von Oberkante Erdgeschoffufboden, darf folgende MaSle nicht
berschraitent

@& ) eingeschoesige Bauweise max. 3,25 m

b ) s»weigeschossige Bauweise max. 5,80 m.
Vor jeder Garage iet eine Fliche fiir eine zusiitsliche Abstsllmbg-
lichkeit eines PXW's vorsusehen. Freistehende Finsel- oder Gruppen—
geragen diirfen nur mit Flachdficher asusgefiihrt werden.
Die Aufienseiten der Hauptgebliude sind spitestens swei Jahrs nach
der Rohbauabnahme entsprechend den Baubescheidbedingungen su be—
handeln, zusammenhingende Bauten sind in Putsart und Farbton aufein-
ander absustimmen.

§ 5
AufSenanlagen

Die Einfriedigung der Grundetficke sur StraBemseite ist einheitlich
in Verbindung mit heckenartiger Bepflansung su gestalten. Die (e~
santhlhe darf 1,00 m nicht {berschreiten.

Bei Fokgrundstiicken (an StraBSenkreusungen und ~Fimmfindungen) darf
die Gesamththe von 0,80 m nicht {lberschritten werden. Als einheit-
liche Sockelhdhen sind 0,30 m einsuhalten. Tinfriedigungen mur
StraSenseite sind genehmigungspflichiig.

Auf kleineren Stiitzmauern in DSschungen und ebenen Gellndeanschlils-
sen sind Finfriedigungen mur als heckenartige Bepflanzung mit einer
RegelhShe von 1,00 m sul#iseig. Die Minfriedigung swischen den Grund-
stilcken darf nur mit Buschgruppen und Striuchern, evtl. in Verbin-
dung mit einem Maschendrehtzaun bis 1,00 m HShe erfolgen.
Stacheldrght darf nicht verwendet werden.

Die Geltndeverhiltnisse benachbarter Grundstiicke sind aufeinander
absustimmen. Aufschiittungen und Auegrabungen von mehr als 0,50 m
gegeniiber der bestehenden natiirlichen Gelindeoberfliche sind ge-

nehmigungepflichtig.

§ 6
Yericohraf1ichen

VerkehrsflBohen werden ausgewiesen:



a) HauptersohlieSungastrafen
A=-~B=0C-=D

b) WohnstraSen

0) VerbindungsstraSen

B-P
§ 1
Ausnshmen
Die gem. § 3 Abs. 3 Bau-NVO vorgesehenen Ausnahmen kinnen sugelassen
werden.
§ 8
Ipkraftiveten

Gemi8 § 12 BBoul vom 23.6.1960 wird der Bebsuungsplan mit der Bekannt-
machung seiner Genehnigung rechtsverbindlich.

28, Juli 1970
smt. den .u....u..}...g.z.....

Genehmigt (§ 11 BBauG.,§111 LBO)
Karlsruhe, den 17. Nov.1870
Landratsamt Karlsruhe-Abt.IV A/I

im Auftrag

(181888 Esant)
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